
Interpellation Daniela Stumpf betreffend «Kosten des S-Status für den Kanton» 

Seit Beginn des Ukraine-Konflikts haben die Schweiz und unser Kanton Kriegsvertriebene 

aufgenommen, die aus den Konfliktgebieten des Landes geflohen sind. Dank einer breiten 

Solidaritätswelle gelang es unserem Kanton, diese Aufgabe unter erheblichen Anstrengungen 

erfolgreich zu erfüllen.  

Da der Konflikt nun schon mehr als zwei Jahre andauert, erscheint es wichtig, eine Bilanz der 

Situation für unseren Kanton zu ziehen und sich ein Bild von den Anstrengungen zu machen, 

die für die Aufnahme von Kriegsvertriebenen aus der Ukraine unternommen werden.  

So bitte ich den Regierungsrat, die folgenden Fragen zu beantworten:  

1. Wie viele Schutzbedürftige befanden sich am 1. Januar 2023 und am 1. Januar 2024 

im Kanton? Wie war das Verhältnis von Ukrainern zu Personen anderer Nationalitäten?  

2. Ist dem Regierungsrat der letzte Wohnort der betroffenen Personen bekannt? Wenn 

ja, bitte in Tabellenform die Anzahl der betroffenen Personen pro Region der Ukraine 

am 1. Januar 2023 und am 1. Januar 2024 angeben. 

3. Wie hoch waren die finanziellen Kosten für die Aufnahme von Ukrainern in unserem 

Kanton in den Jahren 2022 und 2023? Wie sehen die Prognosen für 2024 aus? 

4. Wie hoch war der vom Bund und wie hoch der vom Kanton getragene Anteil 

(Aufschlüsselung nach direkten und indirekten Ausgaben, insbesondere im Rahmen 

der dezentralen Verwaltung des Kantons)? 
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